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Amtlicher Teil .
Mobnungsabgsbe .

Nach dem Reichsgesetz über die Erhebung einer Ab¬
gabe zur Förderung des Wohnungsbaues vom 26. Juni 1931
(Reichsgesetzblatt Seite 773 ) , das der Reichstag nach fast ein¬
jähriger Beratung verabschiedet hat, wenden die Länder ver¬
pflichtet , lediglich zur Förderung der Wohnungsbeschaffung
und der Siedlung für die Rechnungsjahre 1931—1941 eine
Abgabe von den Nutzungsberechtigten der vor dem 1 . Juli
1918 fertiggestellten Gebäude zu erheben. Die Abgabe soll
nicht nur von Wohngebäuden , sondern auch von landwirt¬
schaftlichen und industriellen Gebäuden erhoben werden . Di«
Einkünfte sind .n erster Linie zur Verzinsung und Tilgung
der Br träge bestimmt, welche für nach dem 1. Oktober 1980
begonnene Wobnnngslauten Verwendet werden . Abgabe,
sckmldner ist de Nutzungsberechtigte, also der Eigentümer für
die von ihm allein benutzten Gebäude , rar übrtgen der Mieter
oder Pächter . Gebäude des Reichs, der Länder , Gemeinden ,
solche, dir religiöse» Zwecken dienen , Armen -, Waisen - und
Krankenhäuser usw . sind von der Abgabe frei.

Der Abgabe wird der jährliche Nutzungswert (Mietwert ) der
Debäude nach dem Stande vorn 1. Juli 1914 zugrunde gelegt.
D ' e Landesabgabe benagt 8 v. H. des Mietwerts . Die Ge¬
meinden/ haben Zuschläge in gleicher Höhe zu erheben ; sie
können mit Zustimmung der obersten Landesbehörde den Hun .
dertsatz erhöhen oder von der Erhebung der Zuschläge absehen.
Dre Gemeinden sind weiter zur Erhebung einer Wohnunqs -
tuxussieuer berechtigt. Die oberste Landesbehörde kann die
Lecosl chtu .' g zur Erhebung der Abgabe an Gemein dever »
bände übertragen .

Bom Rohertrag der Laudesakgabe und der Pflichtzuschläg«
sind 10 v. H. l.n das Reich zur Bildung eines Ausgleichssonds
zwischen den Ländern , abzulrefern .

Die oberste Landesbehörde kann bestimmen, daß die Abgabe
statt nach dem Mietwert , als Steuer vom Grundvermögen
oder als Zuschlag dazu erhoben wird.

Die Erlassung der Abgabe ist für gewisse Fälle , tu denen
sie eine besondere Härte bedeuten würde, vorgesehen.

Zur Durchführung dieses Reichsgesetzes hat die Regierungdom Landtag einen Kredit von 210 Millionen Mart
angefordert und hat ihm außerdem am 26. Juli 1921 den
Entwurf eines Ausführungsgesetzes vorgelegt. (Land¬
tagsdrucksachen Nr . 82 und 100) . In dieser Vorlage ist die
Erhebung der Abgabe statt nach dem Mietwert , nach dem
Gebäudesteuerwert vorgesehen. Es ist die Höhe der Abgabe
bestimmt, und es ist der Zusammenschluß der Gemeinden von
weniger als 10 000 Einwohnern innerhalb der Amtsbezirke zu
Demeindeverbänden (Wohnungsverbänden ) vorgesehen.

Aus der Begründung entnehmen wir folgendes :
Die Erhebung der Abgabe nach dem Mi et wert würde

ein besonderes Veranlagungsverfahren notwendig machen,würde längere Zeit in Anspruch nehmen und erhebliche Kosten
verursachen. Die Aufstellung dieses Katasters wäre auch nicht
einfach , da die Mietwerte vom 1 . Juli 1914 zugrunve zu legen
find, da bei Eigenhäusern die Mietwerte nachträglich abge¬
schätzt werden müßten , und da die Berechnung der Mietwerte
Von industriellen , gewerblichen und landwirtschaftlichen Ge¬
bäuden besondere Schwierigkeiten bereiten würde . Für diese
Aufgaben könnten auch nicht die Finanzämter in Anspruch ge-
nommen werden, da sie zurzeit mit anderen Arbeiten stark
überlastet sind . Es wird deshalb vorgeschlagen, zunächst we¬
nigstens die Abgabe auf Grund der Gebäudesteuer ,
werte zu erheben. Die Abgabe würde hiernach allerdings
nicht vom Mieter , sondern vom Eigentümer erhoben werden.Der Eigentümer ist aber berechtigt, von den Nutzungsberech¬
tigten (Mietern ) die Erstattung der bgabe nach dem Verhält¬nis zu verlangen, in dem der Nutzungswert der von ihn be¬
nutzten Räume zu dem Nutzungswert des gesamten steuer¬
pflichtigen Grundstücks steht . Der Eigentülner hat also, wie
es auch nach dem Reichsgesetz vorgesehen ist, endchlltig die Ab-
gab« nur bezüglich der von ihm selbst benutzten Räume zutragen .

Als Satz für die Landesabgabe und für die Ge¬
meindezuschläge ist einheitlich je ZL v. H. des Gebäude-
steuerwertS vorgesehen. Die Abgabe ist hiernach etwas höher,als es im Reichsgesetz vorgesehen ist. Durch diese höhere Fest¬
setzung werden aber die meisten Gemeinden des Landes einer
freiwilligen Erhöhung der Zuschläge enthoben, und für das
Land besteht die Möglichkeit , die aufzunehmende Anleihe von
210 Millionen Mark rascher zu tilgen oder diese später zu er¬
höhen .

Die Erhebung der erhöhten Abgabe bedeutet namentlich im
Zusammenhang mit den übrigen Steuern allerdings eine er¬
hebliche Belastung für die gesamte Bevölkerung und eine Er¬
höhung deS Aufwands für die Wohnung . Es darf aber nichtverkannt werden, daß bei freier Wirtschaft im Wohnungswesen
vanz andere Steigerungen der Mieten , vielleicht bis zum 10-
vnd 12fachen , eintreten würden , und daß die Mieten " rm
Verhältnis zu den Preisen für Lebens - und Ge»
brauchsmittel nicht wesentlich gestiegen sind . Cm
durch - ie Wohnungsabgaibe bedingtes Steigen derMieten wird vielleicht auch Familien , die über großeWÄhnungen verfügen, dazu zwingen, ihre Wohnungsbedürf -viffe einzuschränken, und dadurch wird Mohnraum für WoP-dur^ slose frei werden . Es muß auch weiterhin berücksichtigt

dcch die Mieterschutzgesetzgebungund damit die ver¬
hältnismäßig noch billigen Mieten sich nur aufrecht erhalten»vil«n werden, wenn es gelingt, die Spannung zwischen An¬

gebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt erheblich zumildern ; dies ist nur durch Aufwendung großer Geldmittel
für umfangreiche Neubauten möglich , also durch Erhebungeiner entsprechend hohen WohnungSckbgabe .

Schließlich muß darauf hingewiesen werden, daß die Woh-
nungsabgobe eine soziale Abgabe jener ist, die im Be-
sitz einer noch zu billigen Friedenspreisen gebaute Wohnung
sind , um den wohnungsloftn Volksgenossen« ne gesunde, wenn
auch bescheidene Wohnung zu angemessenen Preisen zu be¬
schaffen ; für die Beseitigung des unser Volkswohl schwer schä-digenden WohnungSelends dürften von einzelnen Wohl auch
erhebliche Opfer gefordert werde».

Das vor wenigen Tagen von der württembergischen
Regierung dem Landtag in Stuttgart vorgelegte Ausführungs¬
gesetz zum Reichswohnungsabgabegesetzsieht die Erhebung der
Wohnungsabgabe ebenfalls auf Grund der Gebäudesteuer¬kataster vor. Als Landesabgabe ist dort das Doppelte des ba¬
dischen Satzes, also 1 Prozent des Gebäudesteuerwertes vor¬
gesehen; die Gemeindezuschläge sind allerdings auf OP v. H.festgelegt; es ist aber eine Erhöhung durch die Gemeinden
vorgesehen.

Nach den bisherigen Erfahrungen bei Vergebung der Bau¬
darlehen ist in deck kleineren Gemeinden fast nicht gebautworden und in den mittleren Gemeinden sehr wenig. Wegenihrer geringen finanziellen Leistungsfähigkeit waren diese Ge¬meinden nicht in der Lage, auch nur ihren Pflichtanteil anden Baudarlehen aufzubringen . Auch nach Einführung der
Wohnabgabe wird hierin eine Änderung kaum eintreten , da
für die kleineren und mittleren Gemeinden die Einkünfte ausder Abgabe so gering find , daß sie keine oder nur wenige Woh¬
nungen erstellen können. Der Bedarf an Neubauten ist fer-
ner in den einzelnen Gemeinden außerordentlich verschieden,er besteht hauptsächlich dort, wo günstige Arbeitsgelegenheitvorhanden und auch für die Zukunft zu erwarten ist. In dieseOrte strömen die Arbeitskräfte aus den benachbarten Gemein¬den zusammen . und es entsteht eine Wohnungsnot , deren Be¬
seitigung die Kraft der kleineren und mittleren Gemeinden
übersteigt. Es ist in solchen Fällen nur billig, daß die Ge¬meinden, aus denen Menschen abwandern , und in denen des¬
halb keine Wohnungsnot besteht , an der Tragung der LastenMitwirken. Die Negierung schlägt deshalb zur Schaffung eines
Ausgleichs in der Belastung der einzelnen Gemeinden die
Gründung von Wohnungsverbänden vor.

Die Bildung von besonderen Wohnungsverbändeu ohne
Rücksicht auf die bestehenden Berwaltungsgrenzen oder die
Bildung eines Gemeindewohnungsverbandes für da- ganzeLand wird abgelehnt. Auch die Übertragung der Aufgaben der
Wohnungsverbände an die Kreise wird nicht für zweck¬mäßig erachtet, da die Kreise bisher mit diesen Fragen nicht
befaßt waren , da eine Umorganisation der Kreise und die
Ncueinstellung von Beamten notwendig wäre. In dem Ge¬
setzentwurf der Negierung wird der Zusammenschluß der Ge¬meinden Mit nicht mehr als 10000 Einwohnern zu Woh¬
nungsverbänden innerhalb der Amtsbezirke im An¬
schluß an die Bezirksämter vorgeschlagen . Nach dem bisheri -
en Verfahren wurden die Gesuche um Gewährung von Bau »
arlehen von den Bezirksämtern zusammen mit ihren techni¬

schen Beratern behandelt, und die Bezirksämter hatten die
Unterverteilung der Reichs - und Landesmittell innerhalbihres Bezirks . Dieses Verfahren hat sich im wesentlichen gut
bewährt, und die damit befaßten Behörden haben wertvolle
Erfahrungen gesammelt. An dieser Grundlage will der
Entwurf festhälten, zumal die Behandlung der Wohnungs -
frage eine genaue Kenntnis der örtlichen, sozialen und Wirt-
schaftlichen Verhältnisse verlangt , und zumal die Bezirksämterbisher schon mit der Bau - und Wohnungspolizei und der Auf¬
sicht der Gemeindefinanzen betraut waren . Als Organe der
Gemeindeberbände find eine Bezirksversammlung und ein Be.
zirksausschutzvorgesehen. Die Geschäfte des Verbandes sollenvon den Bezirksämtern besorgt werden. Die Regierung ver¬
tritt in dem Entwurf die Auffassung, daß nach Sachlage die
Bezirkswohnungsverbände , trotzdem es sich formal um eine
Neugründung handelt, am zweckmäßigsten an das bis jetzt
Vorhandene sich anschließen und am besten zur Durchführungdes Wohnungsabgabegesehes in den Landgemeinden und den
kleineren Städten sich eignen. Die leistungsfähigen Gemein¬
den bleiben wie bisher frei und selbständig, nur die leistungs¬
schwachen werden zusammengeschlossen und finden ihren na¬
türlichen Berater im Bezirksverwaltungsbeamten . Der Ver¬
band der Landgemeinden, die in erster Linie durch die Grün¬
dung der Verbände berührt werden, hat sich mit Nachdruckfür die vorgeschlagsne Gründung von Bezirkswohnnngsver -
bänden ausgesprochen. Auch der genannte württembergische
Gesetzentwurf sieht vor, daß die Erhebung der Zuschläge stattdurch die Gemeinden durch die für die Oberamtsbezirke be¬
stehenden Amtskörperschaften erfolgen kann.

Die Befugnis zur Erhebung von Zuschlägen soll nach dem
badischen Entwurf nicht nur den Mohnungsverbänden , son¬dern auch den ihm angehörenden Gemeinden gegeben werden»so daß auch diesen Gemeinden noch die erforderliche Be¬
wegungsfreiheit bleibt, um ihren besonderen Bedürfnissn Rech¬
nung tragen zu können .

Im Interesse der Bekämpfung der Wohnungsnot ist cS
dringend zu wünschen , daß der Landtag möglichst bald die ihmvorliegenden beiden Gesetzentwürfe verabschiedet . Die ange¬forderten Mittel werden zwar noch nicht ausreichen , um die
vorhandenen Wohnungsmißstände zu beseitigen, wobl aberwerden sie durch die Ernioglichung des Neubaus von Woh¬
nungen zu einer wesentlichen Milderung beitragen . Die Er¬
stellung von Neubauten ist das einzig wirksame und nachhal¬tige Mittel zur Bekämpfung der Wohnungsnot . Hierzu sindaber große Aufwendungen notwendig, und von jedem einzel¬nen Staatsbürger müssen erhebliche Opfer gefordert werden .

Sonntagskabrkarten .— Mit Wirkung vom 6. August 1921 wird der Versuch mit
Sonntagsfahrkarten auf die Städte Heidelberg, Schwetzingen,Pforzheim , Offenburg . Kehl und Areiburg (BreiSgau) ausge -
dehnt . Die Verbindungen , für die solche Karten ausgegebe«werden , sowie die Fahrpreise werden bei den bezeichnete «Stationen durch Aushang bekannt gemacht . Auskunft darüberkönnen außerdem die Verkehrsvereine der bet*-ksendettStädte erteilen .

Die Lage des Arbeitsmarktes .
* * Die Lage des Arbeitsmarkts hat sich in der Berichtswoch «

weiterhin gebessert. Die Zahl der unterstützten männlichen E r-
werbslosen ist von 3399 auf 3137 zurückgegangen , wäh¬rend die Zahl der unterstützten Frauen eine geringe Zunahmevon ISS auf 162 aufwcist. Dagegen ist die Zahl der weib¬
lichen Kurzarbeiter beträchtlich und zwar von S86 auf48 gesunken, die der männlichen Kurzarbeiter nur von 53S
auf 409. Die Summe der ausbezahlten Erwerbslosen -
Unterstützung belief sich auf 252 89S.94 M., die der
Kurzarbekterunterstützung 24 681.33 M . DieZahl der Notstandsarbeiter hat sich verringert und be¬
trug 2746.

Die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Arbeit »,kräften war im Hinblick auf die im Gang befindlichen Ernte -arbeiten verhältnismäßig gering und konnte mit Ausnahm «derjenigen nach weiblichen Dienstboten im wesentlichen gedecktwerden .
In der Metallindustrie besteht weiter starke Arbeit»,

losigkeit. Aussicht auf Besserung ist vorläufig nicht vorhan -den . Die Lage in der Pforzheimer Sch -muckwaren -industrie hat sich gegenüber der Vorwoche nicht geändert.In der Textilindustrie ist der schlechte Geschäftsgangbei der Säckinger Seidenbandfabrikation noch nicht behoben.Der Bedarf an Möb ei sch r e i n e rn war nicht überall zchbefriedigen .
Im Nahrungsmittelgewerbe hat der Manget <nlGemüsen zu einer Betriebseinschränkung in der Konserven-fabrikation geführt . Bäcker und Metzger sind weiter in gro¬ßer Zahl stellenlos.

Im Gerrußmittelgewerbe wird über Arbeitslosigkeitunter den Zigarrenarbeiterinnen geklagt .
Das Bekleidungs - und Reinigungsgewerbeist im allgemeinen gut beschäftigt .
Bauarbeiter sind weiter überall sehr gesucht. Unterden ungelernten Arbeitern herrscht immer nockstarke Arbeitslosigkeit . ^
Im Vervielfältigungsgewerbe machtweise Arbeitsmangel fühlbar . sich teil ,

schlechte Axbeitsmarktlage gegenüber der Vorwoche nicht geän-dert .
Im Gast - und Schankwirtschaftsgewerbe wares wicht möglich , die erforderlichen weiblichen Arbeitskräfte,insbesondere Küchenpersonal zu beschaffen . Das gleiche giltfür die häuslichen Dienstboten , die nach wie vor ingroßer Zahl gesucht werden.

Betriebseinschränkungen
erfolgten bei S Betrieben, wovon 44 Männer und 42 Fraue »betroffen sind. .

Der Lckluhakkord.
* Von einem Mitarbeiter , der sich in unserer Zeitung schonwiederholt über oberschlesische Angelegenheiten verbreitete ,wird uns geschrieben:
Wie wir hören, wird Reichskanzler Dr . Wirth in den nach -sten Tagen in Bremen in einer großen Versammlung überOberschlesien sprechen . Da etwa zur gleichen Zeit der ObersteRat zusammentreten wird, um die Entscheidung über da»Schicksal Oberschlesiens zu fällen, so dürfte die Bremer Ver-

anstaltung die letzte große deutsche Kundgebung vor der Eut -
scheidung sein.

Man kann es als ein Symbol auffassen, daß ein Mann au «dem äußersten Süden Deutschlands in dieser letzten Kund¬
gebung nn äußersten Norden des Vaterlandes zu Worte kom.men wird . Es ist ein Symbol dafür , daß es in der ober-
schlesischen Frage einen Unterschied zwischen den deutsche»Stämmen nicht gibt , sondern daß diese Angelegenheit das
leidenschaftliche Interesse im ganzen Reiche wachruft, cnrchbei denen , die niemals diesen Südostzipfel des Reiches ken-
ncn gelernt haben oder kennen lernen werden . Das Interessean Oberschlesien ist in Deutschland nicht in den langen Mo¬
naten , seitdem diese Angelegenheit das öffentliche Laben be¬
herrscht. geringer geworden — wie es sonst wohl oft der Fallist —, sondern es hat sich von Tag zu Tag gesteigert. Daßdem so ist, daß die oberschlesische Angelegenheit geradezu dl«nationale Frage geworden ist, das ist nicht nur der wachsen -den Erkenntnis von der Bedeutung Oberschlesiens für das
wirtschaftliche Leben des Reichs zu verdanken , sondern in fastnoch höherem Grade den übermütigen Herausforderungen der
Polen und der Parteilichkeit der Franzosen. Der bimmel¬
schreiende Terror , den die Polen schon vor der Abstimmungausübten , die Schändlichkeiten, die sie alsbald nach dem Ab¬
stimmung aus Wut und Enttäuschung über das Ergebnis ver¬übt haben , der Mai - Aufstand mit den zahllosen Greueln , di«an wehrlosen Deutschen ohne Unterschied des Alters und Ge¬
schlechts begangen worden sind und auf der anderen Seite di«
Parteilichkeit , mit der die französische Leitung der Inter¬alliierten Kommission vor der Abstimmung «lleS tat . um di«



Aussichten der Polen zu verbessern, die Duldung und Förde¬
rung , welche die Franzosen den Polen wahrend des Mai-Auf-
. ftandes in so reichem Matze zuteil werden Netzen, datz nicht
nur in Deutschland, sondern auch im Auslände Helle Ern-
Porung darüber herrschte, die Beschimpfungen schließlich, die
«och vor wenigen Tagen französische Generäle sich gegen die
wehrlosen Deutschen Oberschlefiens und gegen daS deutsche
Bois überhaupt haben zuschulden kommen lassen : all dies hat
da- sonst so ruhige deutsche Volk mit leidenschaftlichem Anteil
an dem endgültigen Geschickt der Südostmark erfüllt.

So kann eine Rede des höchsten Beamten des Deutschen
Reichs über die oberschlesische Frage , wo immer sie gehalten
w» cd, starken Wiederhalls gewiß fein, wenn sie mit entschiede ,
nem Nachdruck die Gerechtigkeit des deutschen Anspruchs ver¬
tritt . Die Wahl Bremens M dem Orte , an dem der Schlutz -
akkord erschallen soll, ist wohl gerechtfertigt . Schon in einer
am 14 . Juli stattgehabten großen Kundgebung in Bremen , an
der viele Tausende teilgenominen haben , machte sich das lei¬
denschaftliche Interesse der Bremischen Bevölkerung in dem
stürmischen Befall , der die Ansprache des Hauptredners , Prof .
Dr . Schütz , wiederholt unterbrach , bemerkbar. In unseren
alten deutschen Hansestädten hat jederzeit ein starkes Gefühl
für des Deutschen Reiches Größe vorgewaltet und auch der
unglückliche Ausgang des Krieges hat diesem wahrhaften
nationalen Empfinden nicht Abtrag getan . Im Gegenteil ,
nachdem uns schon sa viel entrissen worden ist, wollen auch
die Bremer nicht leiden, daß noch ein weiteres Stück kostbaren
deutschen Besitzes verloren geht, noch dazu an einer minder¬
wertigen Gegner , der nicht wissen würde, was er damit an¬
fangen soll .

So sind also alle Vorbedingungen dafür gegeben, dqtz der
Bremer Schlutzakkord einen guten , vollen Klang geben wird.
Hoffen wir , datz dieser Klang weit hinaus über Deutschlands
Grenzen dringt und datz er denen, die in diesen Tagen über
daS Schicksal Oberschlesiens zu entscheiden haben, die Gewitz-
heit gibt, datz das ganze deutsche Volk einen gerechten Spruch
verlangt . Wenn nur Gerechtigkeit und Vernunft die Grund¬
lagen der Entscheidung bilden , dann kann Deutschland dem
Nusgange in Ruhe entgegensehen.

Völkische Neuigkeiten .
Frankreich und England .

* Der Pariser Korrespondent der „Franks . Ztg .
" übermittelt

feinem Blatt einige lesenswerte Betrachtuchzen zur Beilegung
des englisch -französischln Konflikts, wie sie aus dem amtlicher»
Communigue über die gemeinsame Demarche Englands ,
Frankreichs und Italiens in Berlin zu ersehen sei. In diesem
Kommunique hieß es u . a . :

Der englische Botschafter ließ den Ministerpräsidenten
Briand dringend verständigen, datz die britische Regierung sehr
gern dem Vorschlag Briands zustimme und dementsprechend
ihren Botschafter in Berlin beauftraget werde, sich seinem
französischen Kvcgen anzuschlietzen , ' ' einen gemeinsamen
Schritt bei der deutschen Regierung zu unternehmen und die»
ser mitzuteilen , datz sie sich bereit halten solle, auf jede müg-
liche Meise den Transport von alliierten Truppen , den die
Lage in Oberschlesien jeden Augenblick erfordern könne , zu er¬
leichtern. Der Ton der englischen Antwort sei ' sehr herzlich ,
der britische Botschafter habe seine lebhafte Genugtuung dar¬
über ausgedrückt, datz sich die Mißverständnisse der letzten Tage
aufgeklärt hätten .

Ein Teil der Pariser Presse glaubt , so schreibt der genannte
Korrespondent , dieses Resultat als einen neuen Triumps über
die Tücke« der deutschen Diplomatie buchen zu d ürfen .
Wir gönnen ihr dieses harmlose Vergnügen umso
ruhiger , als wir von jeher den Standpunkt vertreten ,
daß für Deutschland, bei dem gegenwärtigen Stand der Dinge ,
eine Lockerung oder gar ein Auseinanderfallen der Entente
mit unabsehbaren Gefahren verbunden wäre . Dagegen wird
man es als eine böswillige Entstellung der Tatsachen bezeich¬
nen müssen , wenn diese Blätter es so hinzustellen versuchen,
als ob die deutsche Antwort auf d-ie Demarche des französischen
Botschafters vom 23. Juli der Ausgangspunkt und die Ursache
des Konflikts gewesen sei, der notorisch bereits am 16. Juli in
Ersechinung getreten ist, in Wirklichkeit aber auf noch viel
weiter zurückliegende Meinungsverschiedenheiten zwischen den
Pariser und Londoner Kabinetten zurückgeht.

In den innerpolitischen Streit , ob der soeben bgesch!offene
Kompromiß Frankreichs Prestige in vollem Umfang wieder¬
herstellt, oder ob er nicht vielmehr lediglich dazu bestimmt ist,
eine schwere Niederlage der französischen Diplomatie nach au¬
ßen hin zu verhüllen und erträglich erscheinen zu lassen, wird
man sich in Deutschland besser nicht einmischen . Man wird
nicht vergessen dürfen , datz es sich bisher lediglich um eine
Vorfrage über die einzuschlagende Methode gehandelt hat und
datz die Meinungsgegensätze über Len Kernpunkt der oberschle¬
sischen Probleme , ebenso wie über alle anderen Deutschland
betreffenden Fragen unvermindert fortbestehen, und jede un .
überlegte Äußerung von deutscher Seite die Position der uns
günstig gesinnten Ententeregierungen erschweren mutz . Frank ,
reich kann sich in der Tat keinen besseren Bundesgenossen wün¬
schen, als die nationalistischen Scharfmacher in Deutschland,deren wildes Geschrei nicht nur das wirksamste Pressionsmittel
der französischen Diplomatie in London bildet, sondern auch
diejenigen französis en Politiker , die einer Politik der Ver¬
ständigung mit Deutschland das Wort reden, ins gegnerische
Lager treibt . Es ist immerhin ein Fortschritt , wenn ange¬
sehene Tageszeitungen , wie der „ Petit Puristen " und die „Ere
Nouvelle"

, auch heute wieder anerkennen , daß man Deutschlandin der Frage der Sanktionen entgegenkommen müsse, und die
in der oberschlesischen Frage zur Mäßigung raten . Solche
Fortschritte sollte man nicht leichtfertig aufs Spiel setzen. Denn
gerade der Konflikt mit England , der erst im Obersten Rat voll
zum Austray kommen dürfte , hat bei den Extremisten die
Hoffnung auf Erfolg ihrer Desperadopolitik neubelebt, deren
Ziel es ist, Frankreich, selbst auf die Gefahr eines Bruchesder Entente hin , volle Handlungsfreiheit gegenüber Deutsch-
land zu sichern . Ern deutlicher Beweis dafür sind die Auslas .
sungen des „Echo de Pavis ", das mit außerordentlicher Schärfe
gegen Briands Politik der Allianzen Front macht und meint »der Zettpunkt fei nicht mehr fern, wo man den Opfern , die
Frankreich für die gemeinsame Sache gebracht habe, eine
Grenze setzen und die Aktionsfreiheit wiedergewinnen müsse .Bemerkenswert ist es, datz auch der „TempS" heute die An¬
griffe gegen die Politik des Ministeriums des Äußeren fort¬setzt, (von denen man noch nicht recht weiß, ob sie gegen Bri¬and selbst -wer einen seiner Mitarbeiter gerichtet sind ), daßman im Quai d 'Orsay die begründetsten Warnungen des
französischen Botschafters in London, die Dinge nicht auf die
Spitze zu treiben , in den Wind geschlagen habe. Die Kund-
»rbung der deutschen Regierung , die die Bevölkerung zur Ruhemahnt , hat hier einen guten Eindruck hervorgerufen . Das
«Journal des Döbats " befürchtet, datz die französisch -englischeVerständigung nur von kurzer Dauer sei, da die englischeAuslegung des oberschlesischen Abstimmungsergebnisses sichWeder mit dem Friedensvertrag noch mit den Interessen

Frankreichs vertrage . Die Wendung in der gestrigen Rede
Lloyd Georges, in der er der Befürchtung Ausdruck gibt, datzdie Alliierten von ihrer Macht einen rohen und unverständi¬
gen Gebrauch machten , wird von der „Libertä " und anderen
Blättern dahin ausgelegt , datz England entschlossen sei, „auch
weiterhin die Sache Deutschlands zu führen " und die „Libertö "
schreibt , man müsse der Tatsache in das Auge sehen , dotzFrankreich im Obersten Rat gegen die Gesamtheit der Ver¬
bündeten in der obrrschlestschen Frage , wie in der der Sank¬
tionen allein stehe.

»
Bei der Enthüllung eines Kriegerdenkmals in Thame (Gras ,

schaft Oxfort ) hielt Lloyd George eine Rede, in der er sagte,er glaube, datz Frankreich und Großbritannien auf dem besten
Weg zur Verständigung seien. Die Schwierigkeiten seien bei¬
gelegt. „Wir erkannten " — so fuhr Lloyd George fort —
„völlig die größeren Opfer an , die Frankreich einen Anspruch
darauf geben, daß seine direkten Interessen in einigen dieser
Fragen Berücksichtigung finden . Das britische Reich hatte nur
das eine Interesse , datz der so teuer erkaufte Friede ein wirk¬
licher und sofortiger Friede werde. Wenn es so schien, als ob
es in den europäischen Fragen immer hemmte, immer zurGeduld riet , immer auf Mäßigung drängte , so geschah daS ,weil dieser furchtbare Krieg uns den Wert des Friedens ge¬lehrt hat . Seien wir darauf bedacht , unfern Kindern nichtdas Vermächtnis eines konzentrierten Hasses z« hinterlaffen ,der eines Tages ausbrechen könnte! Aus diesem Grunde wird
die ganze Macht des britischen Reiches, die im Augnst 1914
in den Krieg geworfen wurde, heute in die Wagschale des Frie .
dens geworfen."

»
Alle Londoner Blätter nehmen in Leitartikeln zu ' dem in

der oberfchlesifchen Frage zwischen England und Frankreich
erzielten Kompromiß Stellung . „Daily Chroniole" begrüßtdas erzielte Einvernehmen , schreibt jedoch : „ Wir wünsche «
jedenfalls , daß die Londoner Sanktionen aufgehoben werden ;denn wenn die Londoner Sanktionen nicht bald beseitigt wer¬
den , könnte ihre Beibehaltung trotz der Erfüllung unserer
Forderungen durch die Regierung Wirth die Stellung dieser
Regierung unhaltbar machen . Ein solches Ergebnis müssenwir vermeiden, solange wir es können.

"
„Daily Telegraph "

schreibt : „Das oberschlesische Problem ist noch ungelöst . Die
Aufgabe der Lösunq kann erst in Angriff genommen werdenin einer Atmosphäre, die von dem Druck , den das diplomatischeBarometer in den letzten Wochen verzeichnet«, befreit ist.
„Daily Telegraph " erklärt schließlich, Lloyd George habe beider Verfolgung der Politik , für die er im Rate der Entente
eintrete , die gesamte britische Nation hinter sich. Die Angriffe
gegen Lloyd George seien tatsächlich Angriffe auf die Stritt -
tur des französisch -britischen Einvernehmens .Der Londoner „Observer" schreibt in einem Leitartikel ,Oberschlesien müsse in seiner Gesamtheit deutsch bleiben, nichtnur auf Grund der Volksabstimmung, sondern guf Grund
historischer , geographischer und wirtschaftlichê Erwägungen
sowie im Hinblick auf den zukünftigen Frieden Europas . JedeTeilung müsse verhängnisvolle Folgen haben. Es sei ein Un.
glück, daß die andern Alliierten , um mit Frankreich zu einem
Kompromiß zu gelangen, bereit zu sein scheinen, Pleh und
Rybnik den Polen zuzugestehen. Wenn auch die übrigen Be-
zirke den Polen zugöwiesen würden , wie Frankreich es ver¬
lange, würde die Verwirrung unbeschreiblich und die politischenFolgen in Deutschland unheilvoll sein . Die Durchsetzung deS
französischen Teilungsplans würde die letzte Aussicht auf ein
gemäßigtes und demokratisches Regime in Deutschland ver¬
nichten. Die Regierung Wirth würde fallen und die Deut¬
schen würden zu der Überzeugung gelangen, daß die einzigeHoffnung in der schließlich«» Wiederherstellung des Militaris¬mus zu suchen wäre . Die Franzosen seien aber nicht nurvorbereitet auf diese Folgen , sondern wünschten sie geradezuherbei, um Deutschland endgültig zur Anerkennung der fran¬
zösischen Hegemonie gewaltsam zwingen zu können. Eine
politische und wirtschaftliche Kombination zwischen England ,Frankreich, Deutschland »nd Italien würde das beste Mittel
zur Heilung Europas und zur Beruhigung des Ostens sein.

Die Tagung des Obersten Nates .
Eine amtliche Pariser Meldung besagt, daß Briand gestern

nachmittag an Lloyd George und Bonomi die offizielle Ein¬
ladung für die Sitzung des Obersten Rates hat ergehen lassen.Die Zusammenkunft findet am 8 . August in Paris statt . Es
nehmen an ihr lediglich die Ministerpräsidenten Frankreichs ,Englands und Italiens teil. Weder Belgien noch Ästierika
werden vertreten sein. Die endgültige Tagesordnung ist je¬
doch bisher noch nicht festgelegt. Nach Londoner Meldungen
soll England den Wunsch haben, u . a . auch das albanische
Problem und die Frage einer Hilfsaktion für Rußland an¬
zuschneiden. Für die Tagung find acht Tage vorgesehen.

Die Ikeicbsreglerung kür ungeteiltes
Oberscblesien .

* Die «Oberschlefische BolkSstimme" meldet : In letzter Zeitwaren verschiedene Mitteilungen in der Presse erschienen, dieandeuteten , datz die deutsche Regierung davon unterrichtet sei,datz die beiden Bezirke Pletz und Rybnik für Deutschlandverloren gehen würden . Hierauf haben sich die christlichen
Gewerkschaften an das Auswärtige Amt in Berlin gewandtund folgende unzweideutige Antwort erhalten :

„Auf Ihr letztes Telegramm beehre ich mich , wiederholt
darauf hinzuweisen, daß die Reichsregierung nach wie vor ander Forderung festhält, datz Oberschlesien ungeteilt dem Deut -
schen Reiche erhalten bleibt . Diese Forderung wird den
alliierten Mächten gegenüber bei jeder Gelegenheit mit allem
Nachdruck vertreten ." DaS Auswärtige Amt. I . A. : Kahler .

Gegen die Fmtermittelnot .
* Im Reichsministerinm für Ernährung und Landwirtschaft

fanden am 29. Juli 1921 unter dem Vorsitz des StaatssekretärsDr . Huber Beratungen über Maßnahmen zur Bekämpfungder infolge der Dürre entstandenen Futtermitteln » « statt . Der
Vorsitzende betonte einleitend , daß nach den aus den verschie¬denen Reichsteilen vvorliegenden Nachrichten von einer Ge¬
fährdung der Ernte im allgemeinen nicht gesprochen werden
könne, datz aber in einzelnen Gebieten des Reichs die Ranh -
sutter . und Futterpflanzenernte unter der Dürre außer¬
ordentlich gelitten habe. Die Sorge für Abhilfematznahmen
gegen örtliche Notstände der Landwirtschaft falle zunächst in
die Zuständigkeit der Länder . Immerhin bestehe aber auch
für das Reich nach seinen Zuständigkeiten die Möglichkeit , auf
bestimmten Gebieten , so durch Maßnahmen der Ein - und
Ausfuhr un- die Frachttarifpolitik helfend einzugreifen .Im einzelnen ist ans dem Ergebnis der Beratung folgen-
des hervorzuheben : Sowohl von den Vertretern der Landes¬
regierungen als auch von de « Vertretern der landwirtschaft¬
lichen Organisationen wurde besonderes Gewicht darauf ge-
legt, datz jene Notstandsgebiete, die ganz besonders unter der
Dürre zu leiden haben, bei der Belieferung mit TauschmaiS,zeitlich vorzugsweise berücksichtigt würden . Die geringen Be-
stände an Kraftfuttermittrln , die sich noch im Besitz deS Rei¬
ches befinden, namentlich Kleie und Gerstenfuttermehl , solle«

nach Maßgabe des Rindviehbestandes, jedoch unter Berücksich«
tigung der besonderen Notlage einzelner ReichSteile. den LS«^der« zur « er ü .gung gestellt werden . Die Vertreter - er Lpn-
deSregierungen und die Vertreter der Landwirtschaft gaben
einstimmig dem Wunsche Ausdruck , datz die im Juni zugelas¬sene teilweise Ausfuhr von Ölkuchen aus ausländischen Staa¬
ten im Hinblick aus die in den letzten Wochen eingetretene
Futternot baldigst gesperrt werde. Zum mindesten müsse diese
Regelung einer sofortigen Nachprüfung unterzogen Kerben.Um wie bisher den Viehhaltern zu ermöglichen, sich die'
Futter - und Streuvorräte der öffentlichen und privaten Wal¬
dungen wie in den Kriegsjahren zu nutze zu machen, soll die
Bekanntmachung über Streu -, Heide- un- Weidenutzung vom
13. April 1916 aufrecht erhalten bleiben, wonach die Besitzer
von Forsten und anderen nicht landwirtschaftlich genutzte«
Grundstücken auf Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde
verpflichtet find, die Werbung von Futter - und Streumaterial
jeder Art und das Weiden von Vieh zu gestatten . Als be¬
sonders wirksames Mittel zu einer baldigen besseren Fntter -
versorgung der Viehhaltungen der gefährdeten Gebiete wurde
von den Vertretern der Landesregierungen in voller Überein¬
stimmung mit der Landwirtschaft und dem Futtcrmittelhandel
die Einführung von Rotstandstarifen für Futter - und Streu¬
mittel bezeichnet .

Von der Regierung wurde die unverzügliche Entscheidung
Wer die einzelnen Anträge und Wünsche zugesagt.

Der Verband deutscher Kartoffrlinteressenten tritt in einer
Mitteilung den übertriebenen Meldungen über eine angeb¬
lich« Katastrophe in der Kartoffelernte entgegen. Die Früh -
kartvffelernte war gut über mittel , un- die Herbstkartoffel-
rrnte dürfte sich, zumal auf schwerem Boden, wieder erholen,
sobald Regen kommt. Zurzeit lasse sich die Herbstkartoffel,
ernte durchaus noch nicht übersehen.

Danzig .
» Die interalliierte Kommission für die Ber »- . -..ng ehema¬

ligen Reichs und Staatseigentums hat dem Senat der Freien
Stadt Danzig ihre ersten Entscheidungen bekannt gegeben.
Weitere Entscheidungen können voraussichtlich in den nächsten
Tagen mitgeteilt werden. Über wichtige Fragen wird eine
Stellungnahme der Kommission zurzeit noch nicht erfolgen ,
z. B . über die Zuteilung der Danziger Werst , der gesamte«
Eisenbahnen u . a . Die Kommission wird <mn Samstag Dan¬
zig verlassen und voraussichtlich im Oktober zurückkehren. Der
Freien Stadt Danzig find u. a . zugeteilt worden : das Polizei -
gefängnis , Polizeipräsidium , Stadttheater , Postgebäude. Fer¬
ner ist der Freien Stadt Danzig die Technische Hochschule un¬
ter Bedingungen zugeteilt worden, die in einem Übereinkom¬
men zwischen dem Danziger Vertreter , Präsidenten Sahm ,
und dem polnischen Vertreter niedergelegt worben sind . Da¬
nach erklärt sich der Senat der Freien Stadt Danzig bereit,
die Interessen der Studierenden polnischer Staatsangehörig¬
keit an der Technischen Hochschule in der Weise sicher zu stel¬
len, daß er sich verpflichtet, an der Technischen Hochschule ein
Lektorat für die polnische Sprache und Literatur zu errichten.
Ferner stellt der Senat in Aussicht , datz an der Technische«
Hochschule Vorlesungen Wer die Wirtschaftsgeographie Po¬
lens eingerichtet werden.

Da die von seiten der sozialdemokratischenPartei für die¬
sen Donnerstag beabsichtigte Demonstration auf dem Heu¬
markt verboten wurde, rufen der Allgemeine Gewerkschafts¬
bund, die Afa, die sozialdemokratische Partei in Danzig , die
unabhängige sozialdemokratische Partei Danzigs und die ver¬
einigten kommunistischen Parteien Deutschlands , Bezirk Dan¬
zig, zu einem auf Donnerstag , den 4 . August statffindende«
24stündigrn Generalstreik der Arbeite« , Angestellten und Be¬
amten auf. Es soll protestiert werden gegen die unerhörte Be¬
lastung durch direkte uitt> indirekte Steuern , gegen die Er»
Höhung der Wohnungsmieten , gegen die gewaltige Verteue¬
rung der Lebensmittel und gegen die beabsichtigte Erhöhung
des Brotpreises . Als Ausgleich der bestehenden Teuerung wird
gefordert werden eine Erhöhung der Löhne und Gehälter für
sämtliche Lohn- und Gehaltsempfänger , Erhöhung der Be¬
züge der Arbeiter , Invaliden , Witwen und Waisqn, der
Kriegsbeschädigten, der Empfänger von Armenunterstützunge «
sowie eine ausreichende Unterstützung aller Erwerbslosen .

Die Not ln Südruhland .
Aus Rußland gehen dem „Berliner Lokalanzeiger " fol¬

gende Nachrichten zu : Die in den letzten Tagen aus Süd -
rnßland eingetroffenen Reisenden erzählen , es sei nicht ein
Feld» das nicht den sengenden Strahlen zum Opfer gefalle«
wäre . Auf allen Stationen sieht man Abgemagerte und
Schwerkranke, die beim Einlaufen jedes Zuges die Hände
entgegenstrecken und rufen : Helft uns , wir sterben vor Hun¬
ger. Cholera , Typhus und Ruhr raffen das Volk in Scharen
dahin. 6 Millionen sind auf der Wanderung ; auch Arbeiter
und Rotgardisten fliehen . Die Sowjet hat die Bahntarife er¬
höht. Eine Reise von Moskau nach Petersburg kostet 400 000
Rubel ; von Kiew nach Petersburg 600 000 Rubel . Die über
diese Maßnahme wütende Menge bedroht di« Stationen .
Überfälle sind an der Tagesordnung . Vielfach werden die
Personenzüge von Panzerzugen begleitet. Der Aberglauben
treibt die tollsten Blüten . Impfungen werden verhindert , die
Kranken verborgen, die Toten nachts eilig begraben . Man
behauptet , die Bolschewisten hätten den Befehl gegeben, die
in den Baracken befindlichen Kranken langsam zu Tode zu
quälen . Die Frauen suchen durch Beschwörungen das Ein¬
dringen der Choftra zu verhindern . In der deutschen Kolonie
des Wolgagebietes sterben täglich Wer 00 Menschen.

Der französische Gewerkschaftskongreß .
* Der Gewerkschaftskongreß von Lille hat mit etwa 2SO

Stimmen eine Tagesordnung angenommen , die auf den Be¬
schlüssen fußt , die vom Kongreß in Amiens angenommen wor¬
den und inzwischen von allen anderen Tagungen des Allgemei¬
nen ArbeiterperbandeS bestätigt worden find. Der Kongreß
gibt der C . G . T . den Auftrag , die Verwirklichung eines Min¬
destprogramms zu erstreben, namentlich aber für den Wieder¬
aufbau der verwüsteten Gebiete einzutreten , für Nationalisie¬
rung der öffentlichen Dienste, für Einführung der Sozialver «
stcheruny, für Arbeiterkontrolle und schließlich auch für Wider,
stand gegen die Bestrebungen der Arbeitgeber, die Löhne her¬
abzusetzen und die Arbeitszeit zu verlängern . Schließlich wird
in der Tagesordnung gesagt, daß bei der augenblicklichen Welt¬
lage jede besondere Frage jedem Land überlassen werden
müsse , datz aber internattonale Lösungen wünschenswert seien.
Der Kongreß erklärt daher, datz er sich der gewerkschaftliche »
Internationale von Amsterdam anschlietze.

Wie das Kommunistenblatt „L 'Jnternationale de Lille" be¬
richtet, hat die radikale Minderheit des Gewerkschaftskongres¬
ses , also Anhänger der Moskauer Internationale , am 31.
August getrennt getagt. Die Kommunisten haben «inen aus¬
führenden Ausschuß eingesetzt , woraus sich schlichen läßt , dqtz
sie die Absicht haben, den Allgemeinen rübeiterverband zu ver-
lcffsen .



Hrurze pokit. Nacbrkcbten. ^
» Neue Gesetze. Der »Reichsanzeiger " veröffentlicht ein

« etetz über die religiöse Kindererziehung , ein Gesetz betref .
die Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung

Uer die Sammelheizungs . und Warmwasserversorgunzßan -
laaen in Mieträumen , ein Gesetz über die Abwicklung der
Neosgesellschaften und Kriegsorganisationen , ferner eine
Verordnung über die Beschäftigung Schwerbeschädigt« in
privaten Betrieben , eine Verordnung betreffend die Anforde-
« rna von Warenlieferungen und Werkleistungen für den Wie.
tzeraufbau, sowie betreffend die Anforderungen zur Durch,
führung von Maßnahmen «ruf den Gebieten der Abrüstung
pnd der Binnenschiffahrt .

« Der Friede mit den Vereinigte« Staataen . Nach ein«
MeDung der » Chicago Tribüne " liegen in Washington An-
^ igen dafür vor, daß sich Präsident Harding in der Frage der
Herstellung des Friedens zwischen Deutschland und den » er-
einigten Staaten schneller entschließen werde, als die «ülge-
meine Meinung sei. Obwohl der Generalanwalt seine Ansicht
»och nicht dahin geäußert habe, daß die Proklamation novven -
dig sei. werde angenommen . Laß der Präsident sich überzeugt
Habe, daß sie erlaffen werden sollte. Dies Werve vielleicht
mxh vor seiner Rückkehr nach Washington binnen etwa zehn
Tagen geschehen. Präsident Harding befindet sich zurzeit auf
sjnem Ausflug mit seiner Jacht „Mahflower ".

Di« Abrüstung. Der amerikanische Staatssekretär HugheS
erörterte mit dem britischen und japanischen Botschaft« und
dem italienischen Geschäftsträger die Zeit für den Beginn der
Abrüstungskonferenz. Großbritannien bevorzugt ein Datum
»ach dem 11 . November, Frankreich sehe den Beginn am Unde
des Jahres , Japan betonte, daß die Wahl eines baldigen Zeit .
Punktes seinen Interessen nachteilig wäre .

» Crispien in Paris . Bei einer von der sozialistischen Partei
^ gehaltenen Gedenkfeier für JaureS sprach namens der deut¬
schen Unabhängigen Sozialdemokratie der Reichstagsabgeord-
»ete Crispien. Seine Rede fand Beifall .

Wsdiscke Älbersickt.
Vadiscder Landtag .

V2 . Karlsruhe , 1 . August.
Der Landtag setzte heute nachmittag die Beratung des

8. Nachtrags beim Ministerium des Innern fort .
Abg. Dnffner (Zentr .) nahm sich der Gemeinde Lüfftngen

mi, die in kurzer Zeit zweimal von schwerem BranduuHlück
Heimgesucht wurde . Er gab seiner Freude über den Besuch
des Staatspräsidenten und des Ministers des Innern Lund,
sowie den Dank an die Reichswehr und Sicherheitspolizei für
die aufopfernde Arbeit.

Minister Remmele bemerkte : Von 66 000 M . für Sund -
Hausen entfallen 40 000 M . auf die Brandgeschädigten, 26 000
Mark aus den Ernährungszuschuß für die mit den Auf¬
räumungsarbeiten betrauten Sipomannschaften . Die Betrof¬
fenen werden bis zum Herbst wieder ihre Wohnungen be¬
ziehen können. So schnell wäre noch keine Brandstätte auf -
gebaut wie Sunthausen . Bezüglich Löffingen führte der
Minister aus : Abgebrannt sind 96 Häuser , obdachlos 136 Per¬
sonen. Es handelt sich um ein umfangreicheres Branldobjekt,
meist um 2- bis Zstöckige Häuser . Die Sipo wurde heute
fftrh durch eine Abteilung Mij lheim abgelöst, die etwa noch
6—7 Wochen mit den Aufräumungsarbeiten beschäftigt sein
wird. Der Ernährungszuschuß erfordert daher größere An¬
sprüche an den Staat . Das Staatsministerium hat sich
heute vormittag mit der Angelegenheit befaßt . Über einen
finanziellen Betrag wird man schlüssig weiden , nach Maß¬
gabe des Fortschreitens der von dem Bezirk eingeleiteten Hilfs¬
aktion . Anknüpfend an den Umstand, daß Löffingen Milch
rach Karlsruhe liefert , glaubt der Minister , daß von seiten

derer , die geschäftliche Beziehungen mit der Gemeinde haben,
rößere Mittel fließen werden. Dem Beileid für Löffingen
hlietzt sich die Regierung an . Sie hofft, innerhalb weniger
lochen den Wiederaufbau energisch fördern zu können.
Abg. Weitzmar (Soz .) empfahl allen Interessenten die Sr -

Höhung der Feuerversicherung.
Abg. Echoen (Dem .) : Das Verfahren gegenüber den betrof-

fenen Gemeinden zeugt von einer anerkennenswerte » Groß¬
zügigkeit.

Danach wurde ein Antrag Duffner betr . eine Hilfsaktion
füi Löffingen angenommen . , „ .

Zum Titel „Heil- und Pflegeanstaöten ", lag eine Petition
der Patienten von Jllenau wegen Herabsetzung der V« -
pflcgungssätze vor, die durch Überweisung zur KenntnMrahme
Erledigung fand. , ^ ^ ^Beim Titel »Badeanstalten " vertrat Abg. Dr . Mock»»«
(Dem .), an Stelle des erkrankten Abg. Koelblin die Interes¬
sen der Stadt Baden-Baden .namentlich soweit sie daS Kür -
Haus betreffen . ^ ^Minister Remmele wies darauf hin , daß sich unter den Ab-
strichen 1L Millionen für die Herstellung des Badener
Hauses befinden, obwohl die Materialien vorhanden sind : !P »n
einer Abtretung des Kurhauses an die Stadt Baden -BuSnn
könne aus verschiedenen Gründen jetzt nicht die ^ bdesein .
Wohl aber werde wegen der Übertragung kleiner« Objekte
verhandelt werden. . .

Abg . Müller -Baden (Soz .) unterstützt die Wunsche der Bä -
derstadt.

Abg. Karl (D .-Natl .) legte größeres Gewicht auf tue
teile de» Fremdenverkehrs , besonders mit Rücksicht «ruf »irftre
Ernährungslage . ^ ^ „

Abg . Dr . Schofer (Zentr ) : Bezüglich de» Fremdenverkehrs
müssen »vir den Grundsatz anwenden : Lebe» unL Leben

Abg . Dr . Glöckner (Dem .) vertritt dis Auffassung , daß es
kein allzugroßes Hindernis bereiten könne, d« Stadt daS
Eigentumsrecht am KurhauS zu übertragen , nachdem ihr da»
Benutzungsrecht: zustshü . .Bi»e Wendung - ss AorrsdmnÄ veranlaßte den WnanMni -
»ister « hier zm erklären , daß sich auch- di« Universitäten mit
dem Gedanken abfinden nMtrn , an dem- Unglück Deutsch¬
lands zu tragen . Es st» ausgeschlossen, in demselben Um>-
sange, wie in den letzte» 28 Jahren mit den BauauSgaLen
lortzufahren . Jedenfalls müsse ein langsameres Bautempo
Platz greisen _Beim Titel „Landwirtschaft" berichtet Abg. Wittemann
(Zentr . ) über Anträge aus dem Hause wegen der Hagelscha¬
den . Der Ausschuß beantragte Fortführung - er Erhebungen
und im Falle der Bedürftigkeit Maßnahmen , wie Beschaffung
von Saatgut usw.

Diesem Beschlüsse wurde zugestimmt.
Abg . Dnffner (Zentr . ) .beantragt ein Ausfuhrverbot stör

Heu- »nd Futtermittel angesichts der Not im eigenen Lande.
Minister Remmele erinnerte an die Beschlüsse der EruÄH-

« ngsminister und die Maßnahmen der Reichsregierung . Heu
dürfe ins Ausland nicht geliefert werden . Ein Ausfuhrver¬bot nach auherbadischen Ländern sei rechtlich unmöglich.

Abg . Dnffner (Zentr .) zog in der Annahme , daß pMtischeGründe engegenstehen, seinen Antrag zurück, bat aber Le

I Regierung, da» Möglichste zu tun, um de» Aveck de» Au-
l IragS inoffiziell zu erreichen.

Der Landtag stimmte im weiteren Verlaufe der Sitzungden AusschuhaMträgen zu, .von den 4L Millionen Überschüssen
au » der Kriegsversorgung des Feldheeres 1 Million für die
Kinderfürsorge und eine weitere Million zur Bereitstellung
urH Verbilligumg L« Futtermittel zu verwenden.

Der Abg. Hartman » (Zentr . ) wünscht die Errichtung von
Heilanstalten für junge tuberkulöse Kinder.

Minist « Rymmele erklärt, daß diese Fürsorge einstweilen
noch den Organisationen überlassen werden müsse , da der
Staat jetzt nichst in der Lage sei zu Lauen. Eine Anstalt mit
600 Betten käme auf 33 Millionen Mark zu stehen.

Abg . Lelzer (Zentr .) trat für die Aufhebung de» Berlbot »
d« Amerikanearebe ein.

Ohne Aussprache wurden die restlichen Forderungen de»
Ministeriums - es Innern erledigt, desgleichen dep. Justiz -
etat .

Es folgte ei» länger « Bericht des Abg. Stocking« ^ Soz .)über die Nachjragsforderungen - eS Kultus - und Unterrichts¬
ministerium ».

Die Position , für Jugendpflege wurde von 28 000 auf60000 M . erhöht.
Um 7 Uhr wurde die Weiterberatung auf morgen vormit¬

tag Uhr vertagt .

Karlsruhe , 3. August.
Im Landtag wurde heute zunächst die Antwort der Regie¬

rung auf ein« demokratische Anfrage verlesen. Darnach wer¬
den Geheimnotizen über Beamte im Anschluß an die Per¬
sonalakten nicht geführt . Das Haus setzte sodann die Bera¬
tung des Nnterrichtsetats fort . Die Abgg . Grotzhans (Scq .)und Schell (Zentr .) wandten sich gegen die Auswüchse de»
Fußballsports . Grundsätzliche Auseinandersetzungen über die
Moralgesetze knüpften sich an die Entlassung einer Pflegerinder psychiatrischen Klinik zu Freiburg wegen unehelicher Mut¬
terschaft. Minister Hummel betonte. Laß im vorliegenden
Falle maßgebend war , daß der Direktor nicht mehr das Ver-
trauen zu der Wärterin besaß, da sie ihn so lange im Unkla¬
ren über ihren Zustand ließ. Abg . Dr . Kopf (Zentr .) verwies
auf die hohen Betriebskosten der akademischen Krankenhäuserund bat um Entgegenkommen der Regierung hinsichtlich des
JuschufseK . —

Minister Hummel gab eine befriedigende Erklärung ab.Es folgten nun die Berichte Über die schulpolitischen An¬
träge . Abg . D «. Schofer (Zentr .) warnte davor, ein Bildungs¬proletariat heranzuziehen . Man müsse in der Schule vonQuantität »- zum Oualitätsprinzip übergehen. Redner hofft,daß die Regierung dem nächsten Landtag eine Vorlage machenwird, die den Schwierigkeiten in der Durchführung Des Fort¬
bildungsschulgesetzes begegnet. Redner begründete dann dieerneut eingebrachten Anträge seiner Fraktion auf landesge -
sehliche Regelung des Fachschulwesens mit pflichtmäßigem Re-
ligwnsunterricht - falls die reichsgesetzliche Regelung nicht bin-neu Jahresfrist erfolgt, und auf Sicherstellung der Rechteder Gemeinden gegenüber Lehrern , die die religiöse Unterwei¬
sung ablehnen. Abg. v . Holdermann (Dem .) trat für die
KommiffionsbeschlLsse ein , da es sich empfehle, alle Fachschul -
fragen , auch die eventuelle Aufnahme des Religronsunter -
richiS im Zusammenhang mit der zu erwartenden großen Re¬form zu lösen. — Um )42 Uhr vertagte sich das Haus aufnachmittags Uhr.

»

Abschlußprüfung der pottzeiscdule .
Als vor kurzem der Haushaltsausschuß des badischen Land .

AsoS der Gruppenpolizei, ihrem Tätigkeitsgebiet und ihrenEinrichtungen einen Besuch abstattete , machten wir bereitsuuf die Wichtigkeit d« in der ehemaligen Grenadierkaserne inder Moltkestratzeuntergebrachten Polizeischuleaufmerksam . Dil .oet doch die Gruppenpolizei die erste Durchgangsstufe für sämt .liche Polizeizweige, aus welcher dann die berufenen Männerzur Handhabung der gesamten Polizeiobliegenheiten auSge-wahlt werden können.
Am Samstag fand nun vor einem kleinen Kreis geladen «Interessenten die Abschlußprüfung des 2 . Lehrganges derPolizeischule statt. Der Prüfungsstoff war recht vielseitigerNatur . Gr bezog sich auf die Dienstanweisung , das Polizei ,

ftrafgesetzbuch . das Reichsstrafgesetzbuch , die Strafprozeß - unddie Gewerbeordnung , das Verfaffungs- und Verwaltungsrecht ,me Kriminaltechnik, ja sogar auf die Kenntnisse im Lesen,Schreiben und Rechnen .
Geprüft wurden die unteren Dienstgrade nicht minder , wiedie jüngeren Polizeioffiziere und die Wachtmeister. Aus allengestellten Fragen und den gegebenen Antworten war die Ab¬

sicht zu erkennen, die Angehörigen der Gruppenpolizei ganzsystematisch für - ihr verantwortungsvolles Amt heranzubildenund zu erziehe» . Tatsächlich find auch hier beachtenswerteResultate erzielt Wochen. Die Gefragten antworteten raschund schlagfertige und ließen « kennen, daß sie fast durchwegden Stoff gut beherrschen .
Besonderes Interesse bot auch die KörperanSbildung der ein»

zeknen Stufen der Gruppenpolizei. Sie soll dem Polizeibe -amten drei erforderliche Eigenschaften beibringen : Mut , Ge-
wsndtheit und Entschlossenheit . Es war sehr interessant , zubeobachten, wie in jedem beisonderen Falle und den gelagertenUmständen eine- dieser Eigenschaften sich als besonders nützlichund notwendig erweist. Man erkannte auch, was planmäßigesTurnen zu leisten imstande ist. Die etwa ftlständigen Fecht-übnngen zeugtsn ebenfalls von Fleiß und Ausdauer auf die-
fem Gebiete. Im allgemeinen ist der Gesichtspunkt leitend ,daß die Leistungsfähigkeit de» Polizeibeamten «inen ziemlichhohen Grad eryeicheu muß, weil die finanzielle Lage des Rei¬
ch« und der Lknder eine große Beschränkung in der Zahlder anzustellenden Beamten als durchaus geboten erscheinenläßt .

Nach Abschluß der Prüfung hielt Polizeioberst vlankeuhornin der Turnhalle eine kurze Ansprache , in welcher er die er¬
zielten Leistungen der Geprüften anerkannte , die Besucher der
Palizeischule aber auch darauf verwies, daß ständige Weiter -
bilduuq und eingehende Berücksichtigung der jeweiligen Ver¬
hältnisse im Staate dringende» Erfordernis für die Angehöri¬
gen der Gruppenpolizei sind .

Im allgemeinen darf man es nur begrüßen , wenn die Doli ,
- et zur Erfüllung ihr « schweren Aufgaben systematisch auS-
gebildet wird. Es muß sich die Erkenntnis durchsetzen , daßdie Polizeibeamten all« Grade nicht etwa zur Belästigung
de» einzelnen Bürgers da find , sondern im hohen Maße die
Sicherheit des Staates und sein« Einrichtungen garantierenund damit nützsiche Arbeit im Dienste der Allgemeinheit
leisten.

„Dev neueste Telepkonerlsh ".
Man schreibt , uns von zuständiger Seite :
Unter dieser Überschrift wurde in einer der letzten Num .

mern der »Mitteilungen des Vereins badisch« VerwaltungS -
bemuten " eine Anordnung des Ministeriums de» Innern über
di« Benutzung von Telephon und Telegraph ein« Kritik unter¬

zogen- dw in seder Hinsicht völlig, fehl geht. Wegen der große«
Kosten, die Telephon , und Telegraphenverkehr der Staatskasseverursachen, sollen nach der erwähnten Anordnung diese Ver¬
kehrsmittel nur in wirklich wichtigen und dringenden Angele-genheiien zu Mitteilungen an das Ministerium benützt wer¬den, und es soll in der Regel der Oberamtmann über di«Notwendigkeit von Telegrammen und Telcphougesprächenauß
Staatskosten entscheiden .

Der Verfasser des fraglichen Artikels steht in dieser Anord¬
nung nicht das heute so notwendige Streben nach Sparsam¬keit, sondern eine Äußerung „vormärzlichen Geistes" . Da »zeigt sein bedauerliches Anklammern an Äußerlichkeiten , in¬dem er seine Ansicht auf den Wortlaut der Anordnung zustützen versucht, in welcher von der „Entscheidung des Herr «Oberamtmanns " die Rede ist . Darüber übersieht oder ver¬gißt er den Inhalt der Anordnung .

ES hätte ihm sonst nicht Vorkommen dürfen, daß er ganzirrig anmrmnt , es handle sich in der Anordnung nur um
Mitteilungen in persönlichen Angelegenheiten, während da»
Ministerium ganz allgemein vom Dienstverkehr spricht . Wert
nicht hinter allem und jedem eine Gefährdung seiner Beam-
tenpeMung wittern will — der Verfass« des Artikels kon¬
struiert aus der gänzlich mißverstandenen Anordnung , eine«
»Versuch, die nicht akademisch gebildeten Beamten vom Mi-
nisteriwm möglichst hermetisch abzuschliehen" ! —, der mußt «erkennen , daß es sich hier lediglich um eine Frage der Spar¬samkeit und der Organisation handelt, in der hei den Be-
zirksämtern doch Wohl nur dem Verantwortlichen Leiter, alsodem OLeramtmanN , die Entscheidung zustehen kann. Hierau »und aus der belanglosen Form „ Herr Oberamimann " Anlaß
zur Opposition gegen ein „ System" und zu Angriffen gegendie „ oberen " Beamten zu entnehmen , ist ein , gelinde gesagt,unverständliches Beginnen . Diese Opposition, die eine ver¬
zweifelte Ähnlichkeit mit Don Quichotterie hat, wird unver¬
antwortlich . wenn, die mittleren Berwaltungsbeamten gewis,
fermaßen aufgefordert werden, unbekümmert um die Anord¬
nung des Ministeriums in persönlichen Angelegenheiten auf
Staatskosten an das Ministerium zu telephonieren, wenn «<
ihnen beliebt .

Tum Vrandunglück in LöMngen .
Einen anschaulichen Bericht von dem außerordentlich!

schweren Brandunglück , das das Städtchen Löffingen heim¬
suchte, finden , wir im „Echo vom Hochfirst" , dem wir folgen¬des entnehmen : Vom sogenannten „Mailänder Tor " auf dev
Westseite des Städtchens zog sich ein einziges riesiges Feuer¬meer über das „Mailand " hinauf gegen den Allenberg. Überall
waren die Leute tätig , um wenigstens einen kärglichen Restder einstigen Habe zu retten , oder anderen zu helfen . Dochdem Wüten des Feuers gegenüber schien diese Tätigkeit kaum
schnell genug . Wurden doch die aus dem zum Teil brennen¬
den Häusern geretteten Stücke vom Hausrat , die man abseit»
in die Gärten gelegt hatte, selbst dort ein Raub der Flam¬men ! Eiüer der am meisten bedrohten Punkte war das Post¬amt unten im Städtchen, wo denn auch sofort die meiste«
der neu ankommenden Wehren eingesetzt wuoden . Dank ihr«
rastlosen nicht ablassenden Tätigkeit gelang es, nachdem in der
Motorspritze der Papierfabrik Neustadt ein mächtiger Helf«
zur Stelle war , hier nach 5 Uhr wenigstens des Feuers Herr
zu werden und so Postamt , Rathaus und nächste Umgebung
zu bewahren .

Die Rettungsarbeiten waren durch den immer fühlbar «werdenden Maffermangel sehr erschwert , schließlich mußteman nur noch mit Jauche das Riesenfeuer bekämpfen . Der
Allenberg war besonders infolge Flugfeuers gefährdet. Erft
gegen 6 Uhr abends gelang es allmählich, üb« die Stätte de»
Grauens einen Überblick zu erhalten .

Die Namen dev Wrandgefchädigten sind (etwa in d«
Reihenfolge , wie das Feuer sich ausbreitete ) : Julius Heer«Wilhelm Wernet , Anton Frei , Karl Schreiber, Küfer Rom¬
bach, Bäckermeister Ritt « , Gemeinderat Wölfle, Schmiedemei¬
ster Viktor Kürst, Emil Fürst , Anton Brunner , Metzgevmeist « ,
Johann Riegger , Heinrich Thoma, Witwe Mid « , Wagnermei¬
ster Andreas Maier , Karl Diersperg « , JuOus Züricher. Leo¬
pold Geifinger « Martin Meyer, Alois Frihschi , K. Honold. da»
Molkereigebäude , Wtwe Benitz, Weinhaudlung mit zwei
Wohnhäusern , Ökonomie und Keltereigsbäude, Joseph Thoma ,Nepomuk Meier , H. Jordan Witwe. Bürgermeister Kustcr, Al¬
bert Johser , Schreinermeister Limb, Schreinermeister Münzer «Witwe Morat . Etwa 200 Personen sind obdachlos geworden.Der Gesamtschadea an Gebäuden und Fahrnissen dürfte schät¬
zungsweise etwa 20 Millionen betragen. — Wie gemeldet,
ergriffe « leider gewissenlose Subjekte die Gelegenheit, die
armen Opfer des Unglücks noch dessen zu berauben , wa»
ihnen geblieben war . Einer oder zwei, die bei ihrer schmutzi¬
gen Tätigkeit ertappt wurden , « hielten gleich die wohlver¬diente Tracht Prügel . Ergreifende Szenen spielten sich mit«den von dem Unglück Betroffenen ab.

Ikurze DachnEn aus Vaden.
Berkehrssperren.

Der gesamte Güterverkehr nach Rumänien über Ungarn ist -
bis auf weiteres eingestellt. Die Sperre « streckt sich auf dig
Reexpeditionssendungen , die nach Rumänien bestimmt" und
nach Österreich oder Ungarn abgefertigt sind.

D2 . Unfall des Luftpostflugzeuges Konstanz-Stuttgart . Ar«
Donnerstag nachmittag ereignete sich bei der Luftpost Kon¬
stanz—Stuttgart ein Unfall. Der Motor versagte in der
Gegend vom Wald in Höhe von etwa 2000 Meter . DaS Flug ,
zeug sollte im Gleitfluge niedergehen, geriet aber in einen
Kartoffelacker und überschlug sich hi« . Die beiden Insassen
kamen verhältnismäßig gut davon. Der Flugzeugführer blieb
unverletzt , die mitfahrende Dame erlitt eine Verstauchung de»
Handgelenkes . Das Flugzeug ist stark beschädigt.

Aus der Landeshauptstadt .
Brände . Vorgestern vormittag entstand im Dachstock des Hau¬

ses Hirschftraße 69, vermutlich in einem Raume, in welcher»
Wrenmnateriaken lagerten , aus bis jetzt noch unaufgeklärt «
Weise Feu « , welches sich rasch dem ganzen Dachboden mit-
trilte . Da LaS Feu « größere Ausdehnung anzunehmen
drohte , wurde außer der Feuerwache die 2. und 3. Kompagnie
her freiwilligen Feuerwehr alarmiert . Durch das Eingreifen
der Feuerwehr wurde das Feuer auf seinen Herd beschränkt ,
An dem Hause Hirschstraße 69 ist der Dachstuhl durch de«
Wmnd zerstört . Außerdem ist durch die Löschmaßregeln er¬
heblicher Schaden entstanden. D« Fahrnisschaden beträgt
ungefähr 4000 M . — Am 29 . d. M. vormittags entstand aus
einem Lagerplatz in der WolfartSweiererstraße auf bis jetzt
noch unaufgeklärte Weise ein Brand , dem dort gelagertes Holz
zum Opf « fiel. Das Feuer griff auf ein benachbartes Kohlen¬
lager üb« und richtete auch dort erheblichen Schaden an . Di«
Feuerwache wurde alarmiert und wurde ball» de» Feu« » He« ,
Der Schaden beläuft sich auf 18000 N .



Stsstsanzeiger.
Die persönliche Berechtigung zum Betriebe der Lpotheke l»

Muda «, Amt Buchen, wirs zur Bewerbung ausgeschrieben.Die llertragung der Konzession auf die Gemeinde Muda »
bleibt Vorbehalten.

Bewerbungen find unter Anschluß der erforderlichen Zeug,
nisse binnen vier Wochen hierher einzureichen.

Karlsruhe , den 28. Juli 1981.
Badische » Ministerium de» Innern «

Der Ministerialdirektor :
I . Rein . Zeller .

In der Bezirksverwaltung der Abteilung für Zölle und
Verbrauchssteuern de» Landesfinanzamts Karlsruhe find in-
folge de» Übergangs der Zoll, und BerbrauchSfteuerverwaltung
an die Reichsfinanzverwaltung folgende Änderungen einge.
treten :

Die früheren Hauptsteuerämter bestehen nicht mehr ; de«
tzauptzollSmtern . die an ihre Stelle getreten find, ist die Ber »
Wallung der Zölle und Verbrauchssteuern übertragen ; sie ha¬ben ferner die Erlaubnisscheine für ausländische Kraftsahr .
zeuge auszustellen . Die Geschäfte der Reichsstempelabgaben.
Verwaltung sind im übrigen an die örtlichen Verwaltungsstellender Besitz» und Verlehrssteuerverwaltung (Finanzämter ) über.
Ergangen.

Sämtlichen Finanzämtern ist der Verbrauchssteuerdienstund, soweit sie früher solchen besorgt hatten , auch der Zoll-
dienst abgenommen und den Hauptzollämtern übertragen wor¬
den . Diese verwalten auch die bad. Fleischsteuer.

ES bestehen fügende Hauptzollämter :
1. Hauptzollamt Lauda , Bezirk : Amtsbezirke AdelShekm »

Boxberg, Buchen, Tauberbischofsheim und Wertheim ;
8 . Hauptzollamt Heidelberg, Bezirk : Amtsbezirke Heidelberg,

Eberbach, MoSbach , Sinsheim , Eppingen und MttSloch;
3 . Hauptzollamt Mannheim ^ afen (früher . Hauptzollamt

Mannheim "
) , Hauptzollamt für den Zollverkehr im Mann ,

heimer Hafengebiet und in den Amtsbezirken Mannheimund Schwetzingen, ausgenommen der Lagerverkehr in den
Privattransitlagern für ausländischen unverzollt?» Tabak
(s. Ziffer 4) ;

t . Hauptzollamt Mannheim -Parkring 41 (früher . Haupt ,
steueramt Mannheim "

) , Bezirk: a) Zolldienst: Amtsbezirk
Weinheim und Amtsgerichtsbezirk Philippsburg , dazu La.

gerderkehr in den Privattransitlagern für ausländisch»
unverzollten Tabak in den Amtsbezirken Mannheim uckd
Schwetzingen;
d) VeöbrauchSsteuerdienst: Amtsbezirke Mannheim .
Schwetzingen. Weinheim und AmtSgertchtSbezirk Phi .
lippsburg ;

8. Hauptzollamt Karlsruhe , Bezirk : Amtsbezirke Karlsruhe ,
Ettiingen , Durlach . Breiten u. AmtSgerichtsbezirk Bruch,
sal ;

6. Hauptzollamt Pforzheim . Bezirk: Amtsbezirk Pforzheim ;
7. Hauptzollamt BadenBaden , Bezirk : Amtsbezirke Baden -

Baden . Bühl . Acheru , Oberkirch, Rastatt und unbesetzterTeil de» Amtsbezirk Kehl ;
8. Hauptzollamt Lahr , Bezirk : Amtsbezirke Lctzr. Ettenheim .

Offenburg , Wolfach, Triberg und Amtsgerichtsbezirk Ken.
Singen;

S. Hauptzollamt Freiburg , Bezirk : Amtsbezirke Freiburg .
Staufen , Breisach, Waldkirch und AmtSgertchtSbezirkEm»
mendingen ;

1V. Hauptzollamt Lörrach. Bezirk : Amtsbezirke Lörrach, Müll,
heim, Schopfheim und Schönau ;

11. Hauptzollamt Basel (auf schweizerischem GÄtet ) ;
12. Hauptzollamt Säckingen. Bezirk : Amtsbezirke Säckingen,St . Blasien und vom Amtsbezirk Waldshut den westlichder Schlücht gelegenen Teil ;IS. Hauptzollamt Stützungen , Bezirk : ArntSbqirke Bonndorfund Neustadt und der östlich der Schlücht gelegene Teil

des Amtsbezirks Waldshut ;
14. Hauptzollamt Singen , Bezirk : Amtsbezirke Engen , Do.

naueschingen, Wlkngew u . AmtSgerichtsbezirk Radolfzell ;
18. Hauptzollamt Konstanz, Bezirk : Amtsbezirke Stockach ,Mehkink Überlingen , Pfullendorf und AmtSgerichtsbezirk

Konstanz.
Zur Handhabung des Zoll!, und Steueraufsichtsdienstes sind

Zollinspektionsbezirke gebildet. Zollinspektionen befinden sich in
Wertheim , TauberbischofSheim, Adelsheim (z. Zt. Sitz in MoS.
bach) , MoSbach , Sinsheim , Heidelberg, Mannheim , Schwedin -
gen, Bruchsal. Breiten , Karlsruhe , Daxlanden , Pforzheim . Ra.
statt , Baden , Acheru, Oberkirch, Freistett , Ketz, Offenburg .Hornberg , Lahr , Ottenheim , Kappel, Emmendingen , Breisach.Freiburg , Waldkirch , Müllheim , Lörrach, Rheinweiler , Weil.
Leopoldshöhe. Wyhlen, bad. Rhoinfelden, Säckvgrn , Dogern .RStteln , Erzingen , Stützungen . Bonndorf . Villingcn , Engen ,Tengen , Randegg, Gaienhofen, Konstanz. Konftanz -PeterShau .
sen, Stockach, Überlingen, MeerSburg .

Da« - WsttpMmtern ! sind Kcktzeckbe ZMSmte « unterstMgDem Hauptzollamt Lauda da» Zollamt Werthetm ; dem Haupt ,zollamt Manuheim -Parkring 41 da» Zollamt Weiaheim ; de»
Hauptzollamt Karlsruhe die Zollämter Bruchsal, Karlsruhe .
Maxau ; dem Hauptzollamt Baden die Zollämter Rastatt . Frei ,
stett. Kreffern » Plittersdorf . Steinmauern . WintexSdorf ; de«
Hauptzollamt Lahr die Zollämter Kehl, Kappel, Ottenheim .Weiswerl (Amt Grmnendingen), Offenburg , Herbolzheim ; de«
Hauptzollamt Kreiburg die Zollämter Breisach, Hartheim»
SaSbeckh (Amt Breisach) ; dem Hauptzollamt Lörrach die Zoll,ämter Stetten b. Lörrach, Weil-Friedlingen , Grenzacherhorn ,Jnzlmgen , Weil, Weil -Otterbach , Neuenburg , Haltingen ^Süd,
Kirchen . Afteia. Rheinweiler , Bellingen ; dem Hauptzollamt
Säckingen die Zollämter Waldshut , Badisch Rheinfelden, Klein-
LaufeNburg, Säckingen, Dogern, Kahrhaus ; dem Hauptzollamt
Stühkiugen die Zollämter Schaffhausen (auf schweizerischemGebiet ). Ergingen , Bühl (Amt Waldshut ) , Weiswell (Amt
Waldshut ). Günzgen , Kadelburg, Rheinheim. Rotteln , Eber¬
fingen , Fützen, Untereggingen ; dem Hauptzollamt Singen di«
Zollämter Donaueschingen, WMngen. Radolfzell, Gottmadin -
gen-Bahnhof , Gottmadingen -Dorf . Gaienhofen, Hemmenhofen,
Ohninyen , Wangen, Dietingen. Ebringen , Gailingen -Dorf .
Gallingen -Rheinbrücke» Randegg, Rielasingen .Dorf , Rielasin -
genBähnhof , Bützlingen, Schlatt a. R ., Wiechs; dc-m Haupt -
zollamt Konstanz die Zollämter Konstanz-Kreuzungertor , Kon-
stanz^ dxmishofertor , Konstanz-Garadiesertor , Dingelsdorf ,
Reichesau , Staad , Bobman, Hagnau , Immenstaad , LudwigS-
hafen, Überlingen , MeerSburg , Unteruhldingen .

Als Verbrauchssteuerhebestellen vorerst ohne Zolldienst find
bestellt die Zollämter für Verbrauchssteuern Mosbach und
Sin sheim im Hauptzollamtsbezirk Heidelberg, Schwetzingenim HauptzMnntsbezirk Mannheim -Parkring 41, Brette » im
IHauptzchlarntSbezirk Karlsruhe , Acheru im HauptzollamtSbe-
zirk Niden , Hornberg im Hauptzollamtsbezirk Lahr , Emmen¬
dingen im Hauptzollamtsbezirk Freiburg , Müllheim im Haupt .
zollcmrtSAezirk Lörrach, Stockach im Hauptzollamtsbezirk Kon¬
stanz.

Der Dienst der Zollämter für Salzsteuer in Dürrheim
(Hauptzollamtsbezirk Singen ) u . Rappenau (HauptzollamtSbe .
zirk Heidelberg) wird von den Salinenämtern in Dürrhein «
und Rappenau verwaltet .

I » WagHäusel befindet sich ein dem Hauptzollamt Mann -
heim-PmLring 41 unterstelltes Zollamt für Zuckersteuer.

KarL « ruhe , den 26. Juli 1921.
Der Präsident des LandeSfinanzamtS.

Köhler . Armbruster .
Nmtttcde Bekanntmachung.

Au» Anlatz zahlreicher Zuwiderhandlungen seiten»
der Arbeitgeber weisen wir darauf hin , daß durch die
Reichsverordnung vom 5. März 1921 „die Aufhebung
der Verordnung über die Freimachung von Arbeits¬
stellen während der wirtschaftlichen Demobilmachung
vom 25 . April 1919 " die Verordnung des Demobil-
machungSkommisfars über Arbeitsvermittlung vom
16. Juni 1919 nicht aufgehoben ist. D.934

Diese Verordnung wird hiermit nochmals bekannt
gegeben:

Verordnung .
Arbeitsvermittlung betr .

Auf Grund der Verordnung des BundeSratS über
die wirtschaftliche Demobilmachung vom 7. November
1918 (R .-G .-Bl . S . 1291) und der mir vom Reichsamt
für wirtschaftliche Demobilmachung erteilten Ermäch¬
tigung verordne ich im Anschluß an die Verordnung
des Herrn StaatskommiffarS für die wirtschaftliche
Demobilmachung vom 22. Januar 1919 (Bad . Ges^>

. und Verordnungs -Blatt S . 25) die Arbeitsvermittlung'
betr , mit Geltung für die Amtsbezirke Schein, Baden ,
Breiten , Bruchsal, Bühl. Durlach, Ettlingen . Karls¬
ruhe und Rastatt was folgt:

§ 1 . Die Besetzung aller offenen Stellen in gewerb-
lichen Betrieben für Arbeiter, Arbeiterinnen und Lehr-
linge, sowie kaufmännisches und technisches Bürcv und
Betriebspersonal darf nur durch Vermittelung der nach
Z 1 der Verordnung deS StaatskommiffarS für wirt¬
schaftlich « Demobilmachung vom 22. Januar 1919 zu-
gelassenen öffentlichen und nichtöffentlichen, nichtge -
verbSmätzigen Arbeitsnachweise erfolgen. Mit ÄuS-
nähme der im § 2 bezeichneten Fälle ist demnach jede
unmittelbare Einstellung von Arbeitskräften unter Um¬
gehung der zugelaffenen öffentlichen und nichtöffent¬
lichen nichtgewerbsmätzigen Arbeitsnachweise verboten,
soweit nicht aus 8 1 der Verordnung vom 4. Januar
1919, Einstellung . Entlastung und Entlohnung ge-
werblicher Arbeiter während der Zeit der Wirtschaft -
schaftlichen Demobilmachung betreffend (R^G^Bl. S .8),den 88 2 , 11 und 12 der Verordnung vom 24. Januar
1919 die Einstellung , Entlassung und Entlohnung der
Angestellten während der Zeit der wirtschaftlichen De-
Mobilmachung betr-, (R .-G .-Bl. S . 100- und aus der
Verordnung vom 9. Januar 1919, die Beschäftigung
Schwerbeschädigter betr . (R .-G -Bl. S - 28), etwa» an -
dereS sich ergibt.

8 2. Arbeitgeber, die zur Wiederaufnahme und Um¬
stellung ihres Betriebes solche Arbeitskräfte , welche vor
Ausbruch des Krieges im Jahre 1914 bei ihnen in Be¬
schäftigung gestanden haben, benötigen, find zu deren
Wiedereinstellung ohne Inanspruchnahme der im 8 1
erwähnten Arbeitsnachweise berechtigt, müssen jedoch die
im 8 2 der Verordnung des Herrn StaatskommiffarS
für die wirtschaftlicheDemobilmachung vom 22. Januar1919 bezeichnet « Meldung der offenen Stellen bei einem
der in 8 1 aufgeführten Arbeitsnachweise erstatten ,unter Angabe von Name und Wohnort der zur Be¬
setzung dieser offenen Stellen eingestelltenArbeitskräfte .Weitere Ausnahmen können, sofern durch die wirt¬
schaftlichen Verhältnisse des Betriebes bedingte dringendeGründe hierfür nachgewiesen werden, durch den Leiter
de» zuständigen , d . h . von den betreffenden Arbeit¬
gebern in der Regel benutzten öffentlichen ArbeitSnach-
WeifeS genehmigt werden.

8 3 . Die nach 8 1 zugelaffenen Arbeitsnachweise
haben bei der Arbeitsvermittlung , wenn nicht besondereGründe für eine Abweichung vorliegen, die gemeldeten
Arbeitsuchenden in folgender Reihenfolge zu berück¬
sichtigen :

1. zurückgekehrte Kriegsteilnehmer , welche unmittel¬
bar au » dem Heeresdienst oder einer Arbeit»,
pelle entlassen sind, zu welcher sie kommandiert
waren»
u) verheiratete,
d> ledige.

2- verheiratete Mannes
3 verheiratete Frauen , soweit sie für eine» Fa¬

milienunterhalt sorgen müssen,4- ledige Männer
8. ledige Frauen mit UnterhaltungSverpflichtungen .

Arbeitsuchende aus der näheren Umgebung der Stadt
Karlsruhe , Durlach, Ettlingen , Bruchsal und Rastatt ,soweit sie bisher in der Industrie dieser Städte be¬
schäftigt waren , werden mit den ortsansässigen Arbeit¬
suchenden in der Weise vermittelt , datz auf je drei
Ortsansässige jeweils ein Arbeitsuchender aus der Um¬
gebung kommt. Den Arbeitsämtern steht eS frei, füreinzelne unmittelbar vor der Stadt gelegene Orte mit
überwiegender Jndustriebevölkerung eine ihren ArbeitS-
losen günstigere Verhältniszahl als 1 : 3 feftzulegen-

Andere als die in Absatz 2 genannten auswärtigen
Arbeitskräfte dürfen nur vermittelt werden, soweit ein
Angebot ven ortsansässigen Arbeitskräften nicht vorliegt.

8 4. Arbeitgeber, die Stellen der in 8 1 genanntenArt zu besetzen haben, dürfen die Stellen in den
Tageszeitungen am Betriebssitz erst ausschreiben, wenn
sie die Stellen zuvor oder spätestens gleichzeitig beim
Arbeitsamt angemeldet haben.

Die Zeitungsinhaber dürfen Stellen -AuSschreibungenin ihren Zeitungen nur aufnehmen , wenn der
auftraggebende Arbeitgeber eine Bescheinigung deS
Arbeitsamtes vorgelegt hat , datz die Stellen beim Sr -
beitsamt gemeldet find.

8 5 . Die Krankenkassen find verpflichtet, den Ar¬
beitsämtern zum Zwecke der Durchführung dieser Ver¬
ordnung die Einsicht in die An- und Abmeldescheine ,-Karten oder -Bücher zu gestatten.

8 6- Wer den Vorschriften dieser Verordnung vor¬
sätzlich zuwiderhandelt wird mit Geldstrafe bis zu ein¬
hunderttausend Mark besttast.

8 6 der Verordnung des Bundesrats vom 7. No¬
vember 1918.

8 7- Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Der-
kündigung in Kraft .

Karlsruhe , den 16- Juni 1919 .
Der Landeskommissär

als Demobilmachungskommissar. O --Z- 108
Flad .
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8 . NMW
Karlsruhe .

AMe von Marl 1MM . - wm Me
IM betreffend .

Bei der heute vor dem Bad . Notar Rud . Stöcker
txchier gemäß 8 4 der Anleihe-Bedingungeu stattge» .
hotten elften planmäßigen Ziehung unserer 4'/, "^
Teilschuldverschreibungen wurden folgende Nummern
z»oc Rückzahlung am 1. Mvvember 1VL1 gezogen:

Lit . X Nr . M, 104 , 232 '
L Stücke zu je M , 2000 - M . 6000.—Lit . v Nr . 65. 105, 130, 221
4 Stücke zu je M . 1000 — M . 4000.—Lit. c Nr. 87. 143
L Stücke zu je M . 500.- M. 1000.-Die Verzinsung dieser Stücke hört vom 1. November

1921 ab aus .
Die Einlösung findet fttatt : Lei unserer Kasse » oder

bai den hiesigen Bankhäusern Beit L. Hamburger .Rheinische Sreditbaar . Filiale Karlsruhe » und
StrauS ä- Co .

Wei der Eialösung find die nicht verfallenen ZinS-
unb Erneuerungsscheine mitzuliefern . Für etwa
fehlend« Zinsscveine wird der entsprechendeBettag am
Kapital in Abzug gebracht- K .489

Karlsruhe , 1 . August 1921 .
Der « orftaub .

MWstellW
sucht auf 15. September
oder später, 26 Jahre alte^
solider Mann , ledig, durch¬
aus bewandert in der ka.
meralistischen Buchführung
und allen vorkommendea
Büroarbeiten , an selbstän¬
diges Arbeiten gewohnt.

Saubere Handschrift .
1 a Zeugnisse.
Offertten unter K.483 an

die Expedition der Karls¬
ruher Zeitung

MWl. WWW
5. ktrkitisr rmLtÄvkit .
UL89.2 Bühl. Der Hle-

ronimug Gärtner , Land-
Wirt in Hildmannsfeld hat
beantragt , den verscholle¬
neil HieronimuS Hirth ,
Landwirt von Schwarzach,
auSgewandert nach Ame¬
rika im Jahre 1847, zu¬
letzt wohnhaft in Schwarz ,
ach, für tot zu erklären
Der b^ eichnete Verschol¬
lene wurde aufgefordert ,
sich spätestens in dem auf
Mittwoch, de« 8. März
1922, vormittag » 11 Uhr,
vor dem Amtsgericht Bühl »
1 . Stock, Zimmer Nr . 8,
anberaumten Aufgebots¬
termine zu melden, wildrt .
genfalls die Todeserklä¬
rung erfolgen wird . An
alle, welche Auskunft übe«
Leben oder Tod des Ver¬
schollenen zu erteilen der.
mögen, ergeht die Auffor.
derung, spätestens im Auf-
göbotstermin dem Gericht
Anzeige zu machen.

Bühl , 26. Juli 1921 .
Der - Gerichtsfchreiber de»

Bad. Amtsgericht».

Der Umbau von 6 klei¬
neren Babndurchläffen der
WiesentalbahnlGemarkung
Brombach, Steinen u . Zelü
Smrd nach Fin .-Minifterial -
verordnung vom 3 . Jansar
1907 vergeben: Aunda -
esentauShuh , Mauser - Be-
ckao - und Eisenarbeiten . Be»
bingnishefte .Zeichnungen».
Angebotsvordruckeliegenbei
den Bahnmeistereien Lör¬
rach und Schopfheim auf .
Kern Versandt nach aus¬
wärts . Die Angebote find
längstens bis 11. Augast,
vormittags19 Uhr, dem Zeit-
punktderAngebotSerüffnung
im Geschäftszimmer der
Bahnmeisterei Lörrach, an
diese verschlossen mit Auf¬
schrift , Porto- bestellgeld-
tteieinzusenden . Zuschlags«
feist 3 Wochen . Y395.L

Basel, 27 Juli 1921 .
Bahabaamspektro».
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